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Wenn wir alle Bilder und Texte...

...von der gemeinsamen Personal-
versammlung in diese MUMM auf-
genommen hätten, wäre sie ein di-
ckes Buch geworden. Leider hat alles
seine Grenzen, deswegen mussten
wir kürzen; schade - viele richtige
Sätze und gute Bilder bleiben im Ar-
chiv. So heißt der Mix aus Text und
Bildern auch nicht  „MUMM-Doku-
mentation“  sondern kurz und knapp
„MUMM- DOKU“. Die Langfassung
der Reden kann man demnächst ab-
rufen im www.infosys.intra.

Wir danken allen Fotografinnen und
Fotografen, die uns ihre Bilder zur
Verfügung gestellt haben. Das sind
Thomas Haspers, Winfried Noske,
Kirstin Borrmann, Harry Krüger, Halit
Sahin, Günter Wesemann, Eberhard
Röttgers, Onno Halfter, Volker
Marschhausen, Dietlind Seidler, Gabi
Focke und Manfred Silberzahn.
Wir wollen auch eine kleine Video-
Dokumentation erstellen, aber das
kann noch etwas dauern, da bitten
wir um Geduld.
Wir wünschen uns, dass ihr an unse-
rem Heft Freude habt.

Eure MUMMMUMMMUMMMUMMMUMMmacherInnen
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KommentarKommentarKommentarKommentarKommentar

ein eindeutiges Signal der Solidarität
und des Protestes ist von unserer ge-
meinsamen Personalversammlung am
28. Juni 2005 in der Stadthalle ausge-
gangen.

Wir alle -  rund 11.000 Menschen -
haben mit unserer Teilnahme und un-
serem Engagement zu einer beeindru-
ckenden und machtvollen Versammlung
beigetragen! Ich finde das sehr ermuti-
gend.

Auch die Presse, die z.T. im Vorfeld
unsere Personalversammlung deutlich
attackiert hat, hat unsere Veranstaltung
positiv gewürdigt.

Ich danke all jenen, die Notdienste
für Bürgerinnen und Bürger geleistet
haben und deshalb nicht dabei sein
konnten.

Wir werden jetzt gemeinsam mit
den örtlichen Interessenvertretungen
und den Gewerkschaften des öffentli-
chen Dienstes die nächsten Schritte be-
raten, um nachdrücklich auf die Umset-
zung unserer Entschließung vom
28.6.2005 zu drängen.

Auch wenn die Sommerferien und
die bevorstehende Bundestagswahl die
Behandlung der Sachthemen in der
Bundes- und auch in der bremischen
Politik gebremst haben, bereiten wir
derzeit Gespräche mit dem Senat zu
unseren gemeinsamen Forderungen
vor. Die bisherige Politik gegen die Inte-
ressen der Beschäftigten muss beendet
werden.

Der Senat ist gefordert, auf die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes in
Bremen zuzugehen.
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EröffnungEröffnungEröffnungEröffnungEröffnung

...und es ward Licht. Durch einen
einzigen Satz brachte Doris Hülsmeier
die Erleuchtung. Für Augenblicke war
die Halle hell und alle konnten sich im
Lichte sehen. Wenn alle Wünsche so
leicht zu erfüllen wären.

Ihre Aufgabe war ansonsten nicht so
einfach - durch die Versammlung füh-
ren und die Beiträge der nachfolgenden
RednerInnen inhaltsbezogen ankündi-
gen:

„Immer schamloser werden die Zu-
griffe auf unser Einkommen und auf
unsere Arbeitsbedingungen. Deswegen
ja auch die Botschaft aus den Dienst-
stellen von den Kolleginnen und Kolle-
gen: Jetzt reichts. Es geht nicht mehr.

Und das ist das, was uns heute auf die-
ser Versammlung zusammenführt.

Und was uns auch noch zusammen-
führt, das ist diese beeindruckende
Vielfalt, 11.000 Menschen sind hier in
diesem Raum. Überlegt euch mal, aus
welchen Bereichen wir alle kommen.
Wir kommen aus ganz verschiedenen
Tätigkeitsfeldern, wir haben sehr un-
terschiedliche Qualifikationen. Aber
was uns gemeinsam ist, das ist, dass
wir für die Bürgerinnen und Bürger da
sind. Unsere Aufgabe ist es, uns um
das Gemeinwesen zu kümmern.

 Wir sind Beamtinnen und Beamte,
Arbeiterinnen und Arbeiter und Ange-
stellte. Wir sind alle betroffen von der

Kürzungspolitik. Den Beamtinnen und
Beamten werden per Gesetzeskraft ih-
re Einkommen reduziert, die Angestell-
ten kriegen den Tarifvertrag öffentli-
cher Dienst nicht, und die Arbeiterinnen
und Arbeiter werden ständig und stark
von Privatisierungen bedroht. Ich finde
es ganz klasse, dass wir hier alle ver-
sammelt sind und alle unseren Protest
kundtun.

Und ich hoffe auch, dass diese Ver-
anstaltung heute einen Blick ermöglicht
über den Tellerrand, und dass wir alle
auch ein Gefühl von Gemeinsamkeit
und Solidarität miteinander hier erfah-
ren.“

 „Es ist toll! - Die ganze Stadthalle ist
voll!“ Mit diesen Worten begrüßte Ed-
mund Mevissen die über 11.000 Kolle-
ginnen und Kollegen, die zur gemeinsa-
men Personalversammlung gekommen
waren.

Als Vorsitzender des Gesamtperso-
nalrats eröffnete er die Versammlung
auch im Namen der örtlichen Personal-
räte sowie weiterer Betriebs- und Per-
sonalräte von ausgegliederten Einrich-
tungen. Mit ihrer Beteiligung zeigten
die Kolleginnen und Kollegen aus den
ausgegliederten Bereichen, dass sie
Seite an Seite mit dem öffentlichen
Dienst stehen und sich gegen die Politik
der Großen Koalition wehren.

 Nach zwanzig Jahren sei es vor
dem Hintergrund der Koalitionsbe-
schlüsse wieder notwendig geworden,
sich in der Stadthalle zu versammeln.
Er sei sicher, dass die BürgerInnen in
dieser Ausnahmesituation Verständnis
für eine solche Veranstaltung haben.
Und die große Beteiligung zeige, dass
die Kolleginnen und Kollegen die Politik
der Großen Koalition nicht hinnehmen.
„Wir sind nicht resigniert, wir wehren

uns!“, fügte er hinzu.
Besonders begrüßte Edmund

Mevissen die beiden Gastredner, den
ver.di-Bundesvorsitzenden Frank
Bsirske und den Präsidenten des Se-
nats, Bürgermeister Dr. Henning Scherf,
dem er dankte, dass er sich der Ver-
sammlung stellt.

Anschließend übergab Edmund
Mevissen das Wort an Doris Hülsmeier,
die weiter durch die Versammlung
führte.

Freude über die volle Stadthalle: Doris Hülsmeier und Edmund Mevissen

Burkhard Winsemann

Burkhard Winsemann
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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
wir sind hier, um Henning Scherf und
der Großen Koalition deutlich zu ma-
chen: Jetzt reichts! Wir sind nicht die
Sparschweine des Landes!

Seit Jahren folgt eine Kürzungsrunde
bei den Personalausgaben der nächs-
ten. Der Senator für Finanzen stellt
fest, dass Bremen Spitze ist: Zwischen
1993 und 2003 hat der Senat mehr
Personalkosten gestrichen als alle an-
deren Bundesländer. Na fabelhaft!

Bremen hat inzwischen die geringste
Personalausgabenquote aller Bundes-
länder. 17 % Personal wurde abgebaut.
Das heißt, in zehn Jahren wurden rund
5.700 Arbeitsplätze vernichtet!

Die Folgen sind eine Verschlechte-
rung von Leistungen und des Service
für die Bevölkerung. Weitere Folgen
sind wachsender Arbeitsdruck und
immer schlechtere Arbeitsbedingun-
gen. Viele Kolleginnen und Kollegen ha-
ben daher gesundheitliche Probleme.

In weiten Bereichen des öffentlichen
Dienstes bedeutet der Personalabbau
Einstellungsstopp über viele viele Jahre
ohne Einstellungschancen für junge
Leute. Unser Altersdurchschnitt liegt
inzwischen über 47 Jahre.

Doch damit nicht genug: Die drama-
tischen Stellenstreichungen gehen wei-
ter. Auch die Bereiche, die bisher von
der PEP-Quote ausgenommen waren,
sind jetzt betroffen. Das gilt u.a. für
den Justizvollzug, die Feuerwehr, die
LehrerInnen, die Polizei und die Kitas.

Auf der einen Seite steigen die Be-
lastungen, auf der anderen Seite greift
uns der Senat auch noch in die Ta-
schen!

Die Beamtinnen und Beamten müs-
sen radikale Kürzungen hinnehmen. Bei
Neueinstellungen und Höhergruppie-
rungen werden Verschlechterungen
wie bei den Beamtinnen und Beamten
durchgezogen. Die Auszubildenden
werden durch Tarifflucht um 1/3
schlechter bezahlt!

Der Senat verlangt Sonderopfer von

den Beschäftigten - er nennt das Soli-
darpakt. Zur Durchsetzung wurden so-
gar betriebsbedingte Kündigungen an-
gedroht. Aber die Gewerkschaften ma-
chen da nicht mit, und das ist gut so!

Der Senat weigert sich, für die An-
gestellten den neuen Flächentarifver-
trag (TVöD) mit Bund und Kommunen
zu übernehmen. Und das, obwohl der
Tarifvertrag von allen Seiten als sehr
moderat eingeschätzt wird.

Die Arbeitgeber behandeln uns seit
Jahren nur noch als Kostenfaktor  - da-
mit muss Schluss sein! Wir haben un-
seren Beitrag mehr als geleistet.

Wir fordern den Senat auf: Über-
nehmt endlich den TVöD auch für die
Angestellten und übertragt ihn wir-
kungsgleich auf die Beamtinnen und
Beamten!

Allen in Bremen ist längst klar: Eine
Haushaltssanierung aus eigener Kraft
wird es nicht geben! Also brauchen wir
einen Politikwechsel. Bremen hat ein
Einnahmeproblem, denn die Finanzie-
rung der notwendigen öffentlichen
Dienstleistungen ist nicht mehr ge-
währleistet.

Initiativen sind überfällig. Öffentliche
Dienstleistungen müssen finanziert
werden können durch eine gerechte
Besteuerung nach Leistungsfähigkeit.
Auch die Reichen und die Unternehmen
müssen ihren Beitrag leisten.

Öffentliche Dienstleistungen müssen
finanziert werden können durch einen
verbesserten Steuervollzug und durch
einen angemessenen Länderfinanz-
ausgleich.

Natürlich haben die Bürgerinnen und
Bürger einen Anspruch darauf, dass mit
ihren Steuern sorgfältig umgegangen
wird. Da erstaunt es schon, wie leicht-
fertig manche Investition vom Bremer
Senat vergeben wurde. Das Musical
lässt grüßen, und die Space-Park-Ge-
schichte treibt immer neue Blüten.

Der Senat hat offenbar immer mehr
das Interesse an der Gestaltung der
Verwaltung verloren und setzt auf

Rede Edmund MevissenRede Edmund MevissenRede Edmund MevissenRede Edmund MevissenRede Edmund Mevissen

Es reicht mit der Politik auf unsereEs reicht mit der Politik auf unsereEs reicht mit der Politik auf unsereEs reicht mit der Politik auf unsereEs reicht mit der Politik auf unsere
Kosten!Kosten!Kosten!Kosten!Kosten!

Edmund Mevissen: „Mit uns geht das nicht,
Herr Scherf!“
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Privatisierungsideologien. Aber: Bei Pri-
vatisierungen sind Steuerung und de-
mokratische Kontrolle nicht mehr ge-
währleistet, und die Kostenentwicklung
gerät aus dem Ruder.

Öffentliche Aufgaben gehören in öf-
fentliche Hände. Wir fordern eine kriti-
sche Überprüfung bisheriger und den
Verzicht auf weitere Privatisierungen.

Auch die Fort- und Weiterbildung
wird vom Senat in Frage gestellt. Dabei
muss doch klar sein: Für gut geschul-
tes Personal und eine effektive Perso-
nalentwicklung darf man die interne
Fortbildung nicht aus der Hand geben.
Wer auf interne Fortbildung verzichtet,
gefährdet die Qualität unserer Dienst-
leistungen.

Statt auf das Wissen und die Erfah-
rungen der Beschäftigten zu setzen und
ihre Motivation zu stärken, werden
jetzt ihre Mitbestimmungsrechte ange-
griffen. Nach der Koalitionsvereinba-

rung 2003 wurde von der SPD als gro-
ßer Erfolg verkauft, dass das Personal-
vertretungsgesetz nicht geändert wird.
Trotzdem beschließt die Koalition im
März, die Mitbestimmungsrechte einzu-
schränken: weniger Freistellungen und
eine restriktive Auslegung des Gesetzes
durch den Senat.

Mitbestimmung ist in Bremen ein
durch Volksentscheid garantiertes Ver-
fassungsrecht. Das PVG hat sich be-
währt. Es garantiert die demokrati-
schen Rechte der Beschäftigten gegen
Willkürentscheidungen der Arbeitgeber.

Deshalb: Hände weg von der Mitbe-
stimmung!

Auf der Personalrätekonferenz am

9. März 2005 wurden die Koalitionsbe-
schlüsse heftig kritisiert. Da hat uns
Bürgermeister Scherf von seinem Kol-
legen Wowereit aus Berlin erzählt: Der
erziele Erfolge bei den Wählerinnen
und Wählern, weil er Beschäftigte ge-
gen die Bürgerinnen und Bürger aus-
spielt!

Was sind das für Politiker, die sich
solche Strategien ausdenken! Ich kann
nicht glauben, dass das in Bremen
möglich ist. Aber die Drohung war
unüberhörbar! Mit uns geht das nicht,
Herr Scherf!

Noch einmal: Die Beschäftigten sind
nicht Schuld an der Haushaltsmisere.
Die Verantwortung tragen die Politiker.
Sie entscheiden über die Höhe der Ein-
nahmen.

Gute öffentliche Dienstleistungen
sind notwendig für ein soziales und le-
benswertes Bremen zum Wohle der
Bürgerinnen und Bürger. Aber sie ha-

ben ihren Preis!
Wir fordern eine angemessene Be-

zahlung, Arbeitsplatzsicherheit und
gute Arbeitsbedingungen.

Und nicht zuletzt:  Wir erwarten An-
erkennung und Wertschätzung für un-
sere Arbeit

Vielen Dank.

Rede Edmund MevissenRede Edmund MevissenRede Edmund MevissenRede Edmund MevissenRede Edmund Mevissen

Edmund Mevissen, Vorsitzender
Gesamtpersonalrat
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
von den Beschäftigten der Polizei weiß
ich es, aber ich denke, alle Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes sind fas-
sungslos über die Sparbeschlüsse des
Koalitionsausschusses.

Der Koalitionsausschuss hatte zu-
nächst beschlossen, in den Jahren
2005, 2006 und 2007 nur einen kleinen
Teil der in der Ausbildung befindlichen
Polizeianwärter von der HföV zu über-
nehmen und den Rest zu entlassen.

Dieser unglaublich unsoziale Be-
schluss wurde, nachdem der Personal-
rat die Konsequenzen aufgezeigt hatte,
wieder aufgehoben. Die Herrenrunde
hatte weiter beschlossen, die Alters-
grenze für den Eintritt in den Ruhe-
stand für Polizeivollzugsbeamte schon
ab 1.7.2005 dahingehend zu verän-
dern, dass Beamte des gehobenen
Dienstes bis zum 63. Lebensjahr und
des höheren Dienstes bis zum 65. Le-
bensjahr Dienst verrichten müssen.

Herr Bürgermeister, obwohl
-der Polizeidienst immer stressiger, an-
spruchsvoller und schwerer wird,
-immer mehr Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamte im Dienst verletzt wer-
den,
-die polizeiliche Klientel immer ge-
waltbereiter und jünger wird,
-die gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen des Polizeidienstes medizinisch
nachgewiesen sind,
-eine Verlängerung der Arbeitszeit bei
ca. 5 Millionen Arbeitslosen volkswirt-
schaftlich absoluter Unsinn ist,
wollen Sie und offensichtlich auch die
Parteien der CDU und SPD die Lebens-
arbeitszeit für Polizeivollzugsbeamte in
Bremen verändern. Damit nehmen Sie
diesen Beamtinnen und Beamten den
versprochenen und wohlverdienten
Ruhestand! Das ist eine schier unglaub-
liche Ungerechtigkeit! Und das alles
und noch einiges mehr, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, vor dem Hintergrund
-einer Einsparung von über 300 Mitar-
beitern in der Polizei Bremen in den

letzten 10 Jahren,
-einer aufgrund der Personalmisere er-
forderlichen und aktuell betriebenen
Polizeireform größten Ausmaßes mit
erheblichen negativen Auswirkungen
bei den Beschäftigten und in der „Inne-
ren Sicherheit“,
-einer im Rahmen des Doppelhaushal-
tes 2006/2007 vom Senat beschlosse-
nen weiteren Personaleinsparung von
ca. 200 Bediensteten für die nächsten
Jahre,
-einer Reduzierung des Nettoeinkom-
mens um ca. 10% nach den Sparbe-
schlüssen der letzten Jahre einschließ-
lich der Maßnahmen, die für das Jahr
2006 schon für Beamte im Raum stehen!

Beschäftigte fassungslos über Spar-Beschäftigte fassungslos über Spar-Beschäftigte fassungslos über Spar-Beschäftigte fassungslos über Spar-Beschäftigte fassungslos über Spar-
beschlüssebeschlüssebeschlüssebeschlüssebeschlüsse

Willi Hinners, Vorsitzender
Personalrat Polizei Bremen

Rede Willi HinnersRede Willi HinnersRede Willi HinnersRede Willi HinnersRede Willi Hinners

Willi Hinners prangert unglaubliche Ungerech-
tigkeit an

Polizisten fordern Gleichbehandlung

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir
fordern ein modernes und verständli-
ches Tarifrecht für alle Beschäftigten
und keine unterschiedlichen Bedingun-
gen für gleiche Arbeit! Wir lassen uns
nicht gefallen, aus populistischen Grün-
den von den politisch Verantwortlichen
als „Nullarbeiter“, „überflüssige Büro-
kraten“ oder gar „Pöbel“ diffamiert zu
werden!
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
es ist schon ein erhebendes Gefühl
diese Kulisse hier zu erleben. Wir brin-
gen damit zum Ausdruck, dass der öf-
fentliche Dienst in Bremen lebt und wir
nicht bereit sind, alles mit uns machen
zu lassen.

Wenn es nicht gelingen wird, die
Gültigkeit des Tarifvertrages für den öf-
fentlichen Dienst auch für die Länder
und damit auch für Bremen durchzu-
setzen, dann werden wir spätestens im
nächsten Jahr die 42-Stundenwoche
für die Beamten bekommen, und das
würde für die LehrerInnen dann eine
weitere Pflichtstundenerhöhung von
mindestens einer Stunde bedeuten.
Das würde bedeuten, dass der Lehrer-
beruf als Vollzeitbeschäftigung kaum
noch durchführbar wäre. Es bliebe
dann nur noch der freiwillige Gehalts-
verzicht über eine Stundenreduzierung,
um im täglichen Arbeitsleben über die
Runden zu kommen. Schon heute ha-
ben wir eine Teilzeitquote in manchen
Bereichen von über 60% mit stark stei-
gender Tendenz, weil die Arbeit bei
immer weiter steigenden Klassenfre-
quenzen, immer schwierigeren Schü-
lern und einer sich entwickelnden Schul-
bürokratie nicht mehr zu leisten ist.

Wir fordern deshalb eine Umkehr in
der Arbeitszeitpolitik. Wer gute päda-
gogische Arbeit will, der muss die Spit-
zenbelastungen im Unterrichtsalltag
abbauen und nicht immer neue Anfor-
derungen oben draufpacken.

In kaum einem Bereich des öffentli-
chen Dienstes sind in den letzten 10
Jahren so viele Stellen abgebaut wor-
den wie im Bildungsbereich. Dabei ist
interessant, wo Schwerpunkte bei die-
sen Kürzungen liegen. Es sind beson-
ders die Bereiche, in denen sich die
Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen
aus den unterprivilegierten Schichten
befinden, nämlich z.B. in der Erwach-
senenschule und der Allgemeinen Be-
rufsschule. Alles Projekte, die ur-
sprünglich als sozialdemokratische Vor-

zeigemodelle gepriesen wurden.
Natürlich gibt es in der Bremer
Bildungspolitik auch richtige An-
sätze, um den Defiziten des Bre-
mer Bildungswesens zu begeg-
nen. Einer dieser Ansätze ist z.B.
die Ganztagsschule, die, wenn
sie über das Modell einer Aufbe-
wahrung mit Suppenküche hin-
ausgeht, eine richtige Antwort
auf die veränderten Lebensbe-
dingungen in unserer Gesell-
schaft darstellt, aber ein solches
Modell kostet natürlich auch
Geld.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in der Presse war zu lesen,
es sei unanständig, wenn die Be-
schäftigten sich hier heute versam-
meln. Aber worum geht es denn ei-
gentlich, wenn wir hier für bessere
Arbeitsbedingungen im öffentlichen
Dienst streiten? Sind denn das nur un-
sere kleinlichen Eigeninteressen, für
die wir uns einsetzen, oder geht es
nicht auch darum, dass auch die
Lebensqualität aller BürgerInnen von
einem gut funktionierenden öffentlichen
Dienst abhängt? Ist es deshalb nicht
eher unanständig, wenn bei Polizei und
Feuerwehr Personalmangel herrscht
und unser aller Wohlergehen dadurch
gefährdet wird? Ist es nicht eher unan-
ständig, wenn es in den Kindertages-
stätten zu wenig Plätze gibt und zu we-
nig Personal für Betreuung und Erzie-
hung bereitgestellt wird und damit glei-
che Startchancen für alle Kinder un-
möglich sind? Oder ist es nicht eher
unanständig, wenn in den Schulen zu
wenig LehrerInnen in immer größeren
Klassen immer mehr unterrichten müs-
sen und damit die Zukunftschancen ei-
ner ganzen Gesellschaft aufs Spiel ge-
setzt werden?

Rede Rolf BeckerRede Rolf BeckerRede Rolf BeckerRede Rolf BeckerRede Rolf Becker

Rolf Becker, Vorsitzender
Personalrat Schulen

WWWWWas ist unanständig?as ist unanständig?as ist unanständig?as ist unanständig?as ist unanständig?

Rolf Becker: Lebensqualität durch gute öffent-
liche Dienste
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Liebe Kolleginnen und
Kollegen,
ich muss sagen, als Reini-
gungskraft habe ich ja
schon einige Personalver-
sammlungen mitgemacht,
aber so viele Beschäftigte
auf einen Haufen habe ich
noch nicht gesehen. Es
freut mich riesig, dass ei-
ne solche große Zahl von
Kolleginnen und Kollegen
sich hier versammelt ha-
ben. Das gibt Kraft! Kraft
für die Auseinandersetzun-
gen, die noch vor uns lie-
gen.

Die Gewerkschaften und
wir fordern die Übernah-
me des Tarifvertrages öf-

fentlicher Dienst. Für alle unsere Be-
schäftigten!

Für uns Arbeiterinnen und Arbeiter
gilt er schon. Für die Angestellten muss
jetzt nachgezogen werden. Eine Spal-
tung lassen wir uns nicht gefallen.

Wie ist es den Arbeiterinnen und Ar-
beitern bisher im öffentlichen Dienst
ergangen? Ein einfacher Zahlenver-
gleich spricht hier eine ganz deutliche
Sprache. Noch vor etwa 10 Jahren wa-
ren im bremischen öffentlichen Dienst
ca. 6200 Kolleginnen und Kollegen im
Lohnverhältnis beschäftigt. Heute sind
wir gerade noch 1900. Das hat der Ar-
beitgeber durch einen permanenten
Stellenabbau erreicht. Es gab kaum
Neueinstellungen, und es wurde priva-
tisiert. Er trägt damit die Verantwor-
tung für den Verlust einer riesigen Zahl
von Arbeitsplätzen.

Wo sind denn heute noch Arbeite-
rinnen und Arbeiter bei uns beschäf-
tigt? Das will ich euch sagen! Ich hoffe
ich habe keinen vergessen:
- als Handwerker und Hilfshausmeister
an den Schulen, bei der Polizei und an-
deren Dienststellen
- als Reinigungskräfte in vielen Häu-
sern, vor allen Dingen an Schulen und

Kindertagesstätten
- im Studentenwerk und an der Uni
- als Mitarbeiter auf den Sportanlagen
- für Straßenunterhaltung und Streu-
dienste im Verkehrsbereich
- im Grünbereich u.a. für Parks, Anla-
gen und Friedhöfe
- bei der Vermessung unserer Stadt im
Eigenbetrieb GEO
- noch ein kleiner Rest im Bereich Ab-
fall- und Abwasserentsorgung
- und die verbliebenen Arbeiter für den
Hafenbau und Hafenbetrieb.

Leider sind die großen Bereiche Ent-
sorgung, Häfen und Krankenhäuser
längst privatisiert. Durch diese Strate-
gie schlägt der Arbeitgeber gewisser-
maßen zwei Fliegen mit einer Klappe:
Er senkt seine Lohnkosten und schaltet
tarifpolitisch gerade die Bereiche aus,
die in der Vergangenheit ihre Kampf-
kraft unter Beweis gestellt haben.

Ich weiß, dass heute aus allen Berei-
chen Kolleginnen und Kollegen hierher
gekommen sind. Auslöser dazu war
und ist auch sicherlich Angst. Angst um
den Arbeitsplatz und damit um die be-
rufliche Existenz. Angst ist aber eine
schlechte Motivation. Wer immer mit
Ängsten zur Arbeit geht, kann auch kei-
ne gute Arbeit leisten.

Deshalb sagen wir selbstbewusst:
Wir sind nicht nur ein Kostenfaktor. Wir
können selbstbewusst auf hohe Ar-
beitsqualität und  Zuverlässigkeit hin-
weisen! Das hat auch seinen Preis!

Deshalb zeigen wir Arbeiterinnen
und Arbeiter heute unsere Solidarität:
Ob verbeamtet oder angestellt - wir
alle sind Kolleginnen und Kollegen.

Unsere Forderungen sind: Gute
Arbeitsbedingungen und angemessene
Bezahlung für alle im öffentlichen
Dienst Beschäftigten!

Danke, dass ihr mir zugehört habt.

Wir sind nicht nur ein Kostenfaktor!Wir sind nicht nur ein Kostenfaktor!Wir sind nicht nur ein Kostenfaktor!Wir sind nicht nur ein Kostenfaktor!Wir sind nicht nur ein Kostenfaktor!

Heidi Adler, stellv. Vorsitzende
Gesamtpersonalrat

Rede Heidi AdlerRede Heidi AdlerRede Heidi AdlerRede Heidi AdlerRede Heidi Adler

Heidi Adler: Angst ist schlechte Motivation
Im Vordergrund: Gebärdendolmetscherinnen
haben eine anstrengende Aufgabe perfekt be-
wältigt
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Mahlzeit,
liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich finde es toll, dass wir heute diesen
riesigen Zusammenhalt zeigen und uns
gemeinsam gegen diese Politik stellen,
denn das brauchen wir uns nicht mehr
gefallen zu lassen.

Wir vom Baubereich kennen uns
bestens aus mit der Rationalisierung
des öffentlichen Dienstes Bremens und
kennen die Auswirkungen auf uns Be-
schäftigte und auf den Bürger. Unser
Ressort kann schon eine sehr wechsel-
volle Geschichte aufweisen, je nach
Couleur der Senatorenriege: mal rot,
mal grün, nun auch noch schwarz.

Früher waren wir noch in mehreren
Ressorts und vielen Ämtern. Wir wur-
den mehrfach zusammengelegt und
wieder getrennt und wieder zusam-
mengelegt oder auch privatisiert. Nach
jeder Bürgerschaftswahl folgen neue
und teilweise haarsträubende Verände-
rungen, immer zu Lasten der Beleg-
schaft und der Bürger.

Ein Glanzstück der Politik war z.B.
die Umgangsweise mit dem Hochbau
und der Bauunterhaltung. Erst Hoch-
bauamt dann die Umwandlung zum Ei-
genbetrieb in mehreren Stufen als Bre-
mer Baubetrieb und plötzlich die Auflö-
sung mit Teilübernahme in den neuen
Eigenbetrieb Gebäude- und TechnikMa-
nagement und in GmbHs, wobei die
GmbH BauManagement Bremen auch
schon wieder aufgelöst ist. Die Um-
wandlung von einem Eigenbetrieb in
den nächsten ist schon verwirrend,
aber bei der Bremer Politik nicht ver-
wunderlich.

Das alte Liegenschaftsamt und spä-
tere Grundstücksamt musste den Weg
in die Privatisierung gehen, und die
Aufgaben wurden für alle unüber-
schaubar auf GBI, BIG und andere Ge-
sellschaften verteilt und stehen heute
in der öffentlichen Kritik. Es entstehen
viele neue und überflüssige Schnittstel-
len und unnötige Hindernisse mit um-
ständlichen Entscheidungssträngen.

Beim Bauamt Bremen-Nord wird die
Zerschlagung und Verteilung gerade
betrieben, wie ihr ja alle in der Presse
und in der letzten MUMM verfolgen
konntet.

In unserem Ressort gibt es bald kein
Amt mehr. Wir bestehen nur noch aus
Eigenbetrieben, Privatisierten und einer
riesigen senatorischen Dienststelle mit
fast 600 Beschäftigten. Das verursacht
Mehrkosten, bringt längere Wartezei-
ten für den Bürger mit sich und baut
Frust bei allen auf.

Bei unserer Belegschaft herrschen
Unsicherheit und Demotivation, die sich
für viele durch den Einzug in das ach
so schöne Siemenshochhaus noch ver-
schärft haben. Gestern stand in der
Zeitung, dass der Parlamentspräsident
die Sommerhitze in den Büros der Bür-
gerschaft für unzumutbar hält. Herr
Weber, das kennen die Beschäftigten
im Siemenshochhaus bereits seit 3
Jahren, und wir bekommen keine Ven-
tilatoren oder kostenlose Getränke ge-
stellt. Ist aber eine großartige Idee,
hätten wir auch gerne.

Erwähnen möchte ich noch die Be-
drohung durch 1-Euro-Jobs im Grün-
pflegebereich und im Hausmeisterbe-
reich. Es wurden bereits ca. 60 Haus-
meistergehilfen auf 1-Euro-Basis einge-
stellt. Durch Begehrlichkeiten auf güns-
tige Arbeitsvergabe befürchten wir die
Gefährdung der tariflich abgesicherten
Arbeitsplätze. Das betrifft uns unmittel-
bar.

Diese ganzen Zusammenlegungen,
Auflösungen, Privatisierungen ohne
Sinn und Verstand machen mich wü-
tend, und ich meine, es ist an der Zeit,
eindrucksvoll der Politik zu zeigen, dass
das Maß voll ist.

Herr Scherf, ganz ehrlich: Uns
reichts!

Danke.

ZusammenlegungZusammenlegungZusammenlegungZusammenlegungZusammenlegung, T, T, T, T, Trennungrennungrennungrennungrennung, Zusam-, Zusam-, Zusam-, Zusam-, Zusam-
menlegung, Privatisierungmenlegung, Privatisierungmenlegung, Privatisierungmenlegung, Privatisierungmenlegung, Privatisierung

Marina Harmeyer,  Personalrat
Senator für Bau, Umwelt und
Verkehr

Rede Marina HarmeyerRede Marina HarmeyerRede Marina HarmeyerRede Marina HarmeyerRede Marina Harmeyer

Marina Harmeyer: Das Maß ist voll!



12

Die Erzengel:...retten können wir euchDie Erzengel:...retten können wir euchDie Erzengel:...retten können wir euchDie Erzengel:...retten können wir euchDie Erzengel:...retten können wir euch
auch nicht mehrauch nicht mehrauch nicht mehrauch nicht mehrauch nicht mehr

Seit 10 Jahren be-
trachten die drei Kol-
leginnen der KiTa
Bremen die Welt auch
aus kabarettistischer
Sicht. Auf den Per-
sonalversammlun-
gen der KiTas leisten
sie immer einen Bei-
trag, der mit großen
Begeisterungsstür-
men angenommen
wird.  Den Beitrag,
den die „Erzengel“ in
der gemeinsamen
Personalversamm-
lung dargeboten ha-
ben, wurde eigens
hierfür von ihnen ge-
schrieben.

Die Erzengel wollen nicht unter privater Flagge paddeln, weil die
Pötte dann überhaupt nicht mehr flott gemacht und die Mannschaft
zum Kielholen vertäut werden.

„...Und was ist mit den Ausgeboote-
ten? - Jo, was ist damit? - Die? Die
schult man denn so z. B. in Leicht-
matrosen um. Dann verteilt man die
einfach neu auf die Bremer Schiffe.
Und dann kosten sie nur noch 1
Euro.“

„Jo, warum
heißt denn
die Mehr-
wertsteuer
Mehrwert-
steuer? Jo,
weil sie
immer mehr
werd‘.“

„Bannig was los, da draußen
auf‘n Meer. Schiffe aus allen vier
Himmelsrichtungen...Mensch,
das sieht ja ganz nach Meuterei
aus. - Jo, die Besatzungen sitzen
ja quasi auch alle in einem Boot,
und einige von ihnen, die sitzen
schon außen Bords und können
sich kaum noch festhalten.“

„Und die Rettungshilfe für die kleinen
Nichtseetauglichen wird ja auch
immer weniger. Bei der letzten
Schulschiffregatta haben die dann
auch wieder den letzten Platz ge-
macht.“

„Ja, und die jungen Frischen, nech, die ha-
ben ja überhaupt keine Chance mehr an
Bord zu kommen. - Nee, nech, jedenfalls
nicht unter Bremer Flagge.“

„...Ja, das ist ja richtig, dass
man die kleinen „Pissagiere“ auf
das Schulkindalter besser vorbe-
reitet, ist ja richtig. Aber dass
dann nur ein Matrose zwanzig
kleine wilde „Pissagiere“ in nur
einer Kajüte betreuen soll, ja,
das ist nicht richtig.“

v.l.n.r.: Chris Vogel, Carola Sperling und Sabine Deboth betrachten die politi-
sche Seewetterlage und stellen fest, dass das Boot unter Bremer Flagge schon
ganz schön Schlagseite nach Steuerbord hat

KabarettKabarettKabarettKabarettKabarett
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WWWWWer an der Einnahmeverwaltunger an der Einnahmeverwaltunger an der Einnahmeverwaltunger an der Einnahmeverwaltunger an der Einnahmeverwaltung
spart, spart Einnahmenspart, spart Einnahmenspart, spart Einnahmenspart, spart Einnahmenspart, spart Einnahmen

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit
jetzt auf die besondere Situation in der
einzigen Einnahmeverwaltung unseres
Landes richten. Sie hören immer
wieder, wie schlecht es um den Bremer
Landeshaushalt bestellt sei, und dass
man deshalb diese oder jene Ausgaben
kürzen oder streichen müsse. Aber wie
oft, Kolleginnen und Kollegen, haben
Sie schon gehört, dass der Senat die
Einnahmen verbessern will, und zwar
nicht durch einen dubiosen „Kanzler-
brief“, sondern ganz konkret durch die
Realisierung bestehender Gesetze?

Kolleginnen und Kollegen, hierbei
geht es nicht um das Anziehen der
Steuerschraube bei uns abhängig Be-
schäftigten. Unsere Steuern und Abga-
ben werden bereits an der Quelle er-
hoben, und wir haben kaum Gestal-
tungsmöglichkeiten. Das Problem sind
vielmehr die Unternehmen, die Selbst-
ständigen und die Bezieher von Vermö-
genseinkünften, die immer weniger
zum Steueraufkommen beitragen. Sie
profitieren am meisten von den Steuer-
rechtsänderungen der letzten Jahre,
sie haben die Möglichkeiten, Steuer-
schlupflöcher zu nutzen, und sie nutzen
diese Möglichkeiten. Steuerbetrügerei-
en nehmen zu, und der Staat tut nichts
dagegen. Im Gegenteil: Er unterstützt
Schattenwirtschaft und Steuerhinter-
ziehung, indem er seine einzige Ein-
nahmeverwaltung schwächt, durch
Personalabbau nach dem Rasenmäher-
prinzip.

Die Betriebsprüfer des Landes Bre-
men haben in den Jahren 2000 bis
2003 durchschnittlich 150 Mio. Euro
Mehrsteuern pro Jahr festgestellt. 95%
der Betriebsprüfungen führen zu Nach-
zahlungen, in vielen Fällen sogar zu
sehr hohen. Es gibt Branchen, in denen
die Betrugsquote nahe 100% liegt.

Wer nun denkt „das ist doch ganz
klar, dass hier verstärkt geprüft wird
und dass dieses Geld geholt wird“, der
muss sich eines Besseren belehren las-
sen. 1996 hat Bremen aufgehört, im

gehobenen Dienst der Steuerverwal-
tung auszubilden, und erst jetzt wieder
damit begonnen. Es sind zehn Jahre,
die der Steuerverwaltung an kontinu-
ierlicher Ausbildung fehlen, und es
dauert fast zehn Jahre, bis aus einer
Neueinstellung ein halbwegs erfahre-
ner Prüfer geworden ist. Und es sind
fast 25% aller Prüfer unseres Landes,
die innerhalb der nächsten fünf Jahre
in den Ruhestand gehen werden. So,
Kolleginnen und Kollegen, sieht die Ein-
nahmenverbesserung des Senats aus!

Es ist Geld, das unserem Gemeinwe-
sen für immer verloren geht. Es ist
aber auch das Geld, das in unseren
Schulen, in den Kitas, bei Polizei, Feu-
erwehr und in vielen anderen Berei-
chen, letztlich aber auch bei uns allen
persönlich, nämlich in Form von Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld, fehlt. Der
Senat spart, doch er spart am falschen
Ende. Denn: Wer an der Einnahme-
verwaltung spart, der spart Einnah-
men!

Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

Rede Winfried NoskeRede Winfried NoskeRede Winfried NoskeRede Winfried NoskeRede Winfried Noske

Winfried Noske: Viel Geld geht dem Gemeinwe-
sen verloren

Winfried Noske, Vorsitzender
Personalrat Finanzamt Bremen-
Ost

Kolleginnen und Kollegen der Steuerverwaltung wollen nicht abgeschrieben
werden
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
im Vorfeld dieser Personalversamm-
lung wurde uns durch die Presse
entgegen gehalten: Euch im öffentli-
chen Dienst geht es doch viel zu gut,
der ganze Beamtenapparat ist ohnehin
viel zu aufgebläht und teuer.

Gespart wird bei den Leistungen für
die Menschen dieser Stadt, bei der Ge-
sundheit, der Sicherheit, bei Hilfesu-
chenden und Alten und nicht zuletzt bei
denen, die in Zukunft unsere Stadt ge-
stalten sollen: bei den Kindern und Ju-
gendlichen. Kolleginnen und Kollegen -
das müssen wir den Menschen dieser
Stadt sagen - auch deshalb sind wir
hier heute zusammen gekommen.

Unsere KollegInnen in der wirt-
schaftlichen Hilfe und die für Hartz IV
zuständigen in der BagIS, haben den
einschneidenden gesellschaftlichen und
sozialpolitischen Umbauprozess der
Bundesregierung umzusetzen. Unter
enormem Druck wurden diese Maßnah-
men übers Knie gebrochen. Eine riesi-
ge Umorganisation traf die KollegInnen
schlecht vorbereitet. Einige wurden
durch die Fortbildungen nur so durch-
gepeitscht, andere wurden bis heute
nicht richtig für die neuen Aufgaben
qualifiziert. Die Technik funktionierte
nur begrenzt und den KollegInnen wird
das doppelte bis dreifache an Arbeit
zugemutet. Lange Warteschlangen, un-
zufriedene Hilfeempfänger erhöhen
den Druck auf die ohnehin überlasteten
KollegInnen. Das Ganze für ein neues
Gesetz, welches hinsichtlich seiner
Auswirkungen -nicht nur bei den be-
troffenen Hilfeempfängern- mehr als
umstritten ist.

Als Personalrat für den KiTa-Bereich
bin ich in den letzten Tagen gefragt
worden: Ist es denn verantwortbar,
dass die KollegInnen der KiTa zu der
Personalversammlung gehen und in
den Einrichtungen nur Notdienst anbie-
ten? Unsere Antwort: Es ist unverant-
wortlich, in dieser Situation nicht seine
Rechte wahrzunehmen. KollegInnen,

die sich nicht mehr wehren, haben auf-
gegeben, sind resigniert, entmotiviert.
Eine denkbar ungünstige Vorausset-
zung für eine verantwortungsbewuss-
te Arbeit. Das wissen auch die Eltern in
den Kitas. Sie wissen, diese Personal-
versammlung richtet sich nicht gegen
sie oder gar ihre Kinder.

Im Bereich der Kitas ist die Betrof-
fenheit groß:
- Trotz engagiertem Widerstand von
uns und den Eltern
- trotz vieler vollmundiger Bekundun-
gen des Senats, wie wichtig die Kitas
für die Kinder und ihre Familien sind
- trotz der PISA-Ergebnisse, die Bre-
men als Schlusslicht in dieser Republik
und die benachteiligten Kinder als die
besonderen Verlierer ausweisen
- trotz der weit verbreiteten Erkenntnis,
dass die Förderung in den ersten Le-
bensjahren bestimmend ist für die wei-
tere Entwicklung...

Trotz alledem
- muss immer noch ein/e ErzieherIn 20
Kinder alleine betreuen - die verspro-
chene zweite Fachkraft bleibt aus
- werden die Anforderungen für unsere
KollegInnen immer mehr erhöht und
die Arbeitsbedingungen gleichzeitig er-
schwert
- werden nicht genügend Ganztagsplät-
ze angeboten und Integrationsplätze
abgebaut
- werden, anstatt zusätzliche Stellen
für ErzieherInnen zu schaffen, Arbeits-
plätze für diese KollegInnen vernichtet
oder Ganztagstätigkeit in Teilzeitjobs
umgewandelt
- erhöhen die „Wohlfahrts“-Verbände
den Druck auf den Senat, weil sie die
städtischen Kitas zu Dumpingpreisen
übernehmen wollen
- muss ein großer Teil unserer 130 be-
fristeten KollegInnen auch dieses Jahr
wieder um ihre Weiterbeschäftigung
bangen. Es wird diesen KollegInnen
darüber hinaus ca. 13 % ihres ohnehin
geringen Gehaltes durch den Senats-
beschluss gekürzt.

Rede Rainer Müller/Rede Rainer Müller/Rede Rainer Müller/Rede Rainer Müller/Rede Rainer Müller/
Sonja BuchwaldSonja BuchwaldSonja BuchwaldSonja BuchwaldSonja Buchwald

WWWWWer sich nicht wehrt, hat aufgegebener sich nicht wehrt, hat aufgegebener sich nicht wehrt, hat aufgegebener sich nicht wehrt, hat aufgegebener sich nicht wehrt, hat aufgegeben

Rainer Müller: Die soziale Ungerechtigkeit ist
immer schwerer zu ertragen
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Rainer Müller, Vorsitzender
Personalrat KiTa Bremen

Rede Rainer Müller/Rede Rainer Müller/Rede Rainer Müller/Rede Rainer Müller/Rede Rainer Müller/
Sonja BuchwaldSonja BuchwaldSonja BuchwaldSonja BuchwaldSonja Buchwald

Ich denke an dem Beispiel von Sonja
ist deutlich geworden, dass das mit
den sicheren Arbeitsplätzen im öffentli-
chen Dienst, zumindest für unseren
Arbeitsbereich, nicht zutreffend ist.

Abschließend noch ein paar Worte
aus der Sicht eines langjährigen Perso-
nalrates: Die unsoziale Politik von
Bund, Ländern und Gemeinden trifft
auch unseren Arbeitsbereich, schlägt
direkt auf uns durch. Es ist nicht leicht,
immer wieder die Kraft, den Mut und
die Überzeugung aufzubringen, gegen-
zuhalten und andere zu ermuntern,
mitzumachen. Wir fühlen uns auch
manchmal überfordert gegen die über-
mächtige Flut gesellschaftlich organi-
sierter Entsolidarisierung, Vereinzelung
und Privatisierung. Werte und Regeln,
die die Generation unserer Eltern aus
bitterer Erfahrung aufgebaut und ver-
ankert und die wir zu wahren und zu
verteidigen haben, brechen nach und
nach weg. Es ist immer schwerer zu
ertragen, wie soziale Ungerechtigkeit

immer mehr Menschen an den Rand
drängt.

So lange wir immer noch wichtige
Arbeitnehmerrechte zu verteidigen
haben, so lange einige Wenige große
Steuergeschenke erhalten und der
Rest zu Opfern herangezogen wird,
so lange diese Stadt Prestigeobjekte
baut und hochtrabende Projekte fi-
nanziert, als gelte es, dass jeder Poli-
tiker dieser Stadt sich ein Denkmal
setzen müsste,
so lange immer mehr Menschen einen
starken Staat brauchen und so lange
andere Länder wie Schweden und
Finnland zeigen, dass es erfolgreich
ist, bei den Kindern zu investieren,
so lange gibt es keine Alternative: Wir
müssen weiter unsere berechtigten
Forderungen nach außen tragen, auf-
decken, Alternativen aufzeigen und
dafür kämpfen.

Wir brauchen Widerstand und Akti-
onen, statt Resignation und Rückzug.

Abschließend möchte mich noch di-

Z. Zt. bin ich bis zum 31.07.2005
befristet mit 22,75 Std. pro Woche
eingestellt. Ob es in 2005 wieder ei-
nen Anschlussvertrag für mich gibt,
entscheidet sich in den nächsten Ta-
gen. Mir droht nach fast 3jähriger Ar-
beit mit 10 befristeten Verträgen die
Arbeitslosigkeit. Letztes Jahr kam der
rettende Anruf für meine befristete
Weiterbeschäftigung einen Tag vor
Auslaufen meines Vertrages.

Mein Nettoeinkommen liegt bei ca.
780 Euro; wegen der Senatsent-
scheidung vom Oktober 2004 habe
ich nur noch ein halbes Weihnachts-
und gar kein Urlaubsgeld mehr. Im
November wurde mir zwar das volle
Weihnachtsgeld gezahlt, zwei Wo-
chen später kam aber die Mitteilung,
dass ein Teil davon wieder abgezo-
gen wird.

Gleiches Geld für gleiche ArbeitGleiches Geld für gleiche ArbeitGleiches Geld für gleiche ArbeitGleiches Geld für gleiche ArbeitGleiches Geld für gleiche Arbeit
Außerdem wirkt sich die beschlos-

sene Arbeitszeiterhöhung auf 40 Wo-
chenstunden bei Teilzeitkräften auch
auf das Gehalt aus: Die Bezüge wer-
den anteilmäßig gekürzt. Insgesamt
bedeutet dieses eine Reduzierung
meines Einkommens um ca. 9%, das
sind im Monat ca. 70 Euro weniger.

Ich bin Erzieherin geworden, weil
mir die Arbeit mit Kindern sehr viel
Spass macht. Aber es ist kein Hobby,
es ist mein Beruf, und ich muss von
meinem Verdienst leben. Ich wünsche
mir ein unbefristetes Arbeitsverhältnis
und dass der Tarifvertrag für alle
übernommen wird, damit wieder je-
der für gleiche Arbeit auch gleiches
Geld erhält.

Sonja Buchwald: Mein Beruf ist kein Hobby

Sonja Buchwald, Erzieherin
im Kindertagesheim

rekt an Henning Scherf wenden:
In den 80iger Jahren hat Henning

Scherf, als Sozialsenator, für die Bre-
mer Politik den Satz mitgeprägt: Wenn
wir denn schon nicht genügend Geld
für alle haben, ist es Verpflichtung des
Staates, sich besonders um die Kinder
und ihre Familien zu kümmern, die am
meisten auf unsere Hilfe angewiesen
sind.

So entstanden, mit dem Sozial-
senator Scherf, Schwerpunkte für Be-
hinderte und Benachteiligte.

Jetzt wird das Rad zurück gedreht!
Ich sage, wer Ungleiche gleich be-

handelt, verschärft die Ungleichheit,
entfernt sich von sozialer Gerechtigkeit,
grenzt aus!

So werden soziale Spannungen ver-
schärft, wir brauchen mehr Investitio-
nen für eine menschliche Stadt.
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„Tag allerseits,
ich danke für die Einladung zu dieser
Veranstaltung. Ich versteh das als
Recht des Gesamtpersonalrats, solche
Veranstaltungen, nicht jedes Jahr, aber
doch in schwieriger Lage zu machen.
Das ist Teil der Mitbestimmung und für
diese übernehme ich auch Mitverant-
wortung gegen Kritik, die öffentlich ge-
äußert wurde.

Die Lage dieses kleinen Landes ist
dramatisch, ist extrem und ist extrem
schwierig.
Zwischenrufe

Na gut, Sie haben ein Mandat, für
Ihre eigenen Interessen hier zu kämp-
fen, aber Sie haben kein Mandat, das
Wählervotum von vor zwei Jahren zu
korrigieren, da überschätzen Sie sich.
Pfiffe

Das ist die schlichte Wahrheit gewe-
sen, was sie da zu pfeifen haben, ver-
steh ich nicht. Sie halten die Wahrheit
offenbar nicht aus.

Die Lage ist dramatisch, Edmund
Mevissen hat zu Recht gesagt, wir kön-
nen sie nicht aus eigenem lösen. Wir
sind angewiesen darauf, dass uns die
anderen Bundesländer und auch die
Bundesregierung bei der Lösung unse-
rer extremen Haushaltsnotlage helfen.
Wir bereiten eine neue Verfassungs-
klage vor dem Bundesverfassungsge-
richt vor. Und wir werden alles, was
wir in den letzten Jahren gemacht ha-
ben, nicht nur in diesen Prozess einfüh-
ren, sondern wir sind darauf eingerich-
tet, dass alle Bundesländer und auch
die Bundesregierung, egal wer da re-
giert in Berlin, scharf darauf achten,
was unser eigener Beitrag zur Siche-
rung der Selbstständigkeit dieses Lan-
des ist.
Zwischenrufe

Ich weiß nicht, was Sie da oben stu-
diert haben, aber ich habe mir Mühe
gemacht, mit der (Lage?) des Bundes-
verfassungsgerichts mich auseinander-
zusetzen.
Pfiffe

Ihr Pfeifen wird von den Verfas-
sungsrichtern nicht gehört, jedenfalls
wird es die nicht beeindrucken, das
muss ich hier auch noch sagen.

Also, wir sind gehalten, um der Exis-
tenz willen dieses Landes vor dem Bun-
desverfassungsgericht unseren Eigen-
beitrag zu konkretisieren und auch zu
belegen. Darum ist es eine existenzielle
Frage, eine Frage des Überlebens die-
ses Landes, dass wir sowohl nach
innen wie nach außen im öffentlichen
Dienst uns gefallen lassen müssen,
dass jede Entscheidung, die hier ge-
troffen wird, verglichen wird mit den
Entscheidungen, die in anderen Län-
dern der Bundesrepublik und in der
Bundesregierung selber getroffen wer-
den. Wir können es uns nicht leisten,
wir können es uns nicht leisten, mit Be-
gründung auf besondere Notwendigkeit
Extras, Extras zu organisieren, Extras
durchzusetzen.

Wenn gefordert wird, wir sollten
dem Tarifvertrag zustimmen, muss
darauf verwiesen werden, dass die
Tarifgemeinschaft der Länder, deren
Mitglied wir sind, in Verhandlungen ist,
und es überhaupt keine Möglichkeit
gibt, dass wir aus dieser Verhandlungs-
linie ausscheren und sagen, wir lösen
unsere Probleme alleine. Wir können
sie nicht alleine lösen, Edmund
Mevissen hat Recht. Wir brauchen die
anderen. Und darum brauchen wir eine
Tarifgemeinschaft deutscher Länder,
die funktioniert, die handlungsfähig ist
und die abschlussfähig ist. Das ist un-
sere Position. Alle anderen Sonder-,
Sonderrollen sind völlig illusionär und
gehen gegen die vitalen Interessen die-
ses kleinen Landes. Und darum wird
das nicht passieren. Da können Sie den
Rat, der erste Redner hier, Herr
Hinners hat vorgeschlagen, mir den
Kopf abzuschlagen, Sie können seinen
Rat befolgen, es wird nichts ändern an
dieser Tatsache.

Das zweite ist, dass wir natürlich
nicht nur im öffentlichen Dienst sparen,

Der Präsident des Senats im WDer Präsident des Senats im WDer Präsident des Senats im WDer Präsident des Senats im WDer Präsident des Senats im Wortlautortlautortlautortlautortlaut

Dr. Henning Scherf am Rednerpult
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sondern dass wir auf der gesamten
Breite des öffentlichen Handelns im
Land, in diesem kleinen Land, überall
Beiträge, Eigenbeiträge verlangen müs-
sen, durchsetzen müssen. Wir können
nicht den einen Teil gegen den anderen
ausspielen. Sondern wir haben nur die
Möglichkeit, dass wir überall da, wo
noch ein Rest Handlungsspielraum ist,
viel haben wir gar nicht mehr, ein Rest-
handlungsspielraum ist, hier beweisen,
wir haben unseren Teil der Sanierung,
unseren Teil zur Verteidigung der
Selbstständigkeit Bremens begriffen,
und den machen wir, solange wir dafür
ein Mandat bekommen, solange wir
dafür gewählt werden.

Weil Sie von mir verlangen und zu
Recht verlangen, dass ich mich vor den
öffentlichen Dienst stelle, will ich das
versuchen.

Wir werden, nicht nur wir im Senat,
sondern wir insgesamt im öffentlichen
Dienst werden von der Gesamtgesell-
schaft beäugt, beguckt, wie wir mit
dieser schwierigen Lage klar kommen.
Dass sie leicht ist, dass sie schön ist,
sagt niemand. Aber dass sie schwierig
ist, das haben die meisten begriffen.
Und die Leute, die Leute verlangen von
uns, dass wir trotz der schwierigen
Lage unser Bestes tun. Und ich be-
haupte, bis zum Beweis des Gegenteils,
wir tun es auch. Wir im öffentlichen
Dienst tun es auch.

Wir sind nämlich nicht einfach nur
Privilegienverteidiger, sondern wir sind
bereit, durch Veränderung, durch Wei-
terbildung, durch Weiterqualifizierung
und auch durch veränderte Dienstleis-
tungsstruktur dieser Forderung der Öf-
fentlichkeit, dieser Forderung der Bür-
ger, die ja mit ihren Steuergeldern das
Ganze finanzieren, entgegenzukommen
und entgegenzu(...?). Darauf setze ich,
darauf verlasse ich mich.

Und weil Frank Bsirske gleich nach
mir redet, will ich gerne auch in seine
Richtung sagen, ich wünsch mir,... darf
ich sagen, dass wir uns duzen? Darf ich

sagen, wissen die sowieso alle...
...ich wünsch mir, dass es zu einem

Tarifabschluss kommt. Ich habe einen
Alptraum, wenn die Tarifgemeinschaft
auseinanderfliegt und wir ein wildes
Durcheinander haben, eine wilde Kon-
kurrenz haben. Die geht übrigens zu
Lasten solcher kleinen Stadtstaaten wie
wir. Wie sollen wir uns denn dagegen
wehren. Wir sind für Tarifgemein-
schaft, wir sind für Tarifverträge, aber
wie müssen die aussehen? Und ich
wünsch mir, dass es bei diesen Tarif-
verhandlungen gelingt, dass wir einver-
nehmlich zwischen den Tarifparteien
sowas wie regio-
nales Fenster ver-
einbaren. Das
kann man ma-
chen, das ist frü-
her auch schon
mal gemacht wor-
den, das ist gar
nichts so sensati-
onelles Neues,
damit wir in die
Möglichkeit kom-
men, nach dem
Abschluss, nach
dem Flächentarifabschluss, bitte sehr
in die Möglichkeit kommen, hier vor
Ort, hier in diesem Stadtstaat unsere
besonderen Probleme, unsere beson-
deren Aufgaben, unsere besonders
hohe Arbeitslosigkeit mit eigenen Ant-
worten zu beantworten. Das meine ich,
wenn wir reden, wir wünschen uns ei-
nen Solidarpakt, und ich behaupte wei-
ter, dass es dafür Begründungen gibt.

Ich danke Ihnen allen fürs Zuhören.“

Dr. Henning Scherf, Präsident
des Senats

Dr. Henning Scherf im Interview mit Radio Bre-
men
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Sehr geehrter Herr Bürgermeister,
liebe Kolleginnen und Kollegen,
Henning Scherf hat einen kurzen Bei-
trag gehalten, er hat aus meiner Sicht
drei Aspekte dabei in den Vordergrund
gestellt. Erstens: Die Haushaltsproble-
me dieses Landes sind nicht alleine von
diesem Land lösbar. Ich denke, da hat
er Recht. Dieses Land ist auf andere
angewiesen, hat er gesagt, das ver-
langt Sensibilität, das verlangt nach
links und rechts zu gucken, ja, das
stimmt Henning Scherf, aber das ver-
langt nicht, nach der Pfeife der Kochs
und Stoibers zu tanzen.

Und Henning Scherf hat gesagt, es
könne nicht darum gehen, Privilegien
zu verteidigen sondern es müsse dar-
um gehen, an die Veränderungen und
an die Selbstveränderungen zu gehen
und dazu bereit zu sein, und lassen Sie
mich, liebe Kolleginnen und Kollegen,
vor diesem Hintergrund zunächst ein-
mal auf die Ausgangslage bei den Tari-
fen schauen.

Etwas mehr als fünf Monate ist es
jetzt her, dass sich ver.di, die Gewerk-
schaft des öffentlichen Dienstes, mit
Bund und Kommunen auf einen Tarif-
abschluss geeinigt hat. Das war ein Ab-
schluss, der eine umfassende Reform
des Tarifrechts im öffentlichen Dienst
bringt. Und das öffentliche Echo auf
diesen Abschluss war enorm und sel-
ten einhellig.

Von einem „großen Wurf“, wenn
nicht sogar einem historischen Werk
war da die Rede. Und das in Zeitungen,
die nun wahrhaftig nicht in dem Ruf
stehen, sonderlich gewerkschafts-
freundlich zu sein.

„Ein Sieg der Vernunft“ war im Han-
delsblatt zu lesen. „Zudem“, hieß es da
weiter,  „eröffnet der Abschluss die
Chancen für einen Wandel, der dem
Ziel der Entbürokratisierung womöglich
mehr dient als alle Gesetze zum Büro-
kratieabbau“. „Einen fairen Kompro-
miss“, nannte der Tagesspiegel den
Abschluss, „der auch die Moderni-

sierung eines Tarifrechts bedeutet, das
die Arbeits- und Einkommensbedin-
gungen vieler Millionen Menschen re-
gelt. Und zwar viel besser als zuvor.“

Die Berliner Zeitung schrieb: „Es gab
mal eine Zeit, da hatte das Wort „Re-
form“ in Deutschland einen guten
Klang. Rund 30 Jahre ist das her. Heute
ist der Begriff negativ besetzt, weil viel
zu häufig als Reform verkauft wird,
was in Wahrheit nur ein geringer Fort-
schritt oder gar kein Fortschritt ist. Auf
das neue Tarifrecht im öffentlichen
Dienst trifft das nicht zu. Hier ist tat-
sächlich etwas Neues, Mutiges entstan-
den. Wer nicht mitmacht, schadet allen
- auch sich selbst.“

Die Zitate ließen sich fortsetzen. Das
Bild bliebe dasselbe. Viele Stimmen -
eine Botschaft und die lautete: Landes-
regierungen - und eben auch diese
Landesregierung hier in Bremen -
übernehmen Sie!

Nur darum, liebe Kolleginnen und
Kollegen, geht es. Bund und Kommu-
nen sind im Januar gemeinsam mit uns
zu neuen Ufern aufgebrochen und an
einem neuen Ufer angekommen.

Setzen jetzt auch die Länder über?
Oder bleiben sie am anderen Ufer, am
alten Ufer zurück? Das ist die Frage.

Wir alle werden Tag für Tag Zeuge,
wie es an diesem alten Ufer gegenwär-
tig aussieht: Schon länger Beschäftigte
müssen nach Tarifvertrag bezahlt wer-
den. Ihre Arbeitszeit beträgt 38,5 Stun-
den. Sie erhalten volles Urlaubs- und
Weihnachtsgeld. Neueingestellte, Kolle-
ginnen und Kollegen mit Befristung und
Anschlussbeschäftigte bekommen der-
weil weniger Geld und arbeiten länger.
Länger Beschäftigten, die auf einen hö-
herwertigen Arbeitsplatz kommen wol-
len, versucht man ebenfalls, die Unter-
schrift zu längerer Arbeitszeit und ge-
ringerer Vergütung abzupressen.

Je nach Einfärbung der Landesregie-
rung treffen wir dazu noch auf unter-
schiedlichste Arbeitszeiten - zwischen
38,5 und 42 Stunden, wir treffen auf

Bremen übernehmen Sie!Bremen übernehmen Sie!Bremen übernehmen Sie!Bremen übernehmen Sie!Bremen übernehmen Sie!

Frank Bsirske fordert die Übernahme des Tarif-
vertrages öffentlicher Dienst durch die Länder
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unterschiedlichste Beträge bei Zuwen-
dung und Urlaubsgeld - zum Teil ein-
heitlich, zum Teil gestaffelt nach Alter,
zum Teil gestaffelt nach Gehaltsgrup-
pen - kurzum ein heilloses Durcheinan-
der. Und das ist, Kolleginnen und Kolle-
gen, eine Lage, die zur Zufriedenheit
und Zusammenarbeit nicht eben för-
derlich ist. Lasst uns dieses Chaos be-
enden.

Alle wissen: Wir verzeichnen Jahr
für Jahr Exportrekord auf Exportrekord.
Und trotzdem kommt die Konjunktur
nicht aus dem Quark. Warum ist das
so? Weil der Binnenmarkt stagniert!
Und warum stagniert der Binnenmarkt?
Vor allem, weil der Staat auf dem Feld
der öffentlichen Investitionen schwä-
chelt. Muss einen ja auch nicht wun-
dern, wenn man allein bei den Unter-
nehmenssteuern auf 60, 70 Mrd. Euro
Steuereinnahmen verzichtet zugun-
sten der Gewinne.

Und der Binnenmarkt schwächelt,
weil die Löhne stagnieren und oben-
drein es noch Arbeitgeber gibt, die ver-
suchen, Lohnsenkungen noch oben-
drauf durchzusetzen.

Und nicht anders sieht es beim The-
ma Arbeitszeit aus. Weil der Binnen-
markt schwächelt, bleibt das Wachs-
tum schwach. Weil das Wachstum
schwach ist, bleibt die Arbeitslosigkeit
hoch. 5 Mio. Arbeitslose - so viel wie
zuletzt in den 30er Jahren. In so einer
Situation die Arbeitszeit zu verlängern -
was soll dabei anderes herauskommen
als noch mehr Arbeitslose und noch
mehr Arbeitslosigkeit, Kolleginnen und
Kollegen?

Dass es einen Zusammenhang gibt
zwischen Arbeitszeit und Arbeitslosig-
keit, das sagen doch die Ministerpräsi-
denten selbst in aller Offenheit und in
aller Öffentlichkeit. Roland Koch erklärt,
der Übergang zur 42-Stundenwoche
bei den Beamten in Hessen ermögliche
es, 7.500 Arbeitsplätze einzusparen.
Auf den gesamten öffentlichen Dienst
übertragen bedeutet das, etwa

400.000 Arbeitsplätze zur Disposition
zu stellen und zu verlieren. Kann man
sich das bei 5 Mio. Arbeitslosen leis-
ten? Im Leben nicht, Kolleginnen und
Kollegen. So viel kann der Exportwelt-
meister beim Export gar nicht rausho-
len, wie im Inland bei einer solch ver-
antwortungslosen Politik an Arbeitsplät-
zen verloren gehen.

Ich sage: Man kann nicht die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit im Mund
führen und praktisch das genaue Ge-
genteil davon tun. „Aber...“, so hören
wir immer wieder aus dem Kreis der
Finanzminister, „ ...Geld, das man nicht
hat, kann man nicht ausgeben.“

Kolleginnen und Kollegen, dagegen
lässt sich nichts sagen. Das ist richtig!
Nur, warum kann sich dann ein Land
wie Niedersachsen, um mal mit dem
Verhandlungsführer der Länder anzu-
fangen, dann leisten, 300 Betriebs-
prüferstellen von Steuerbeamten ein-
zusparen? Warum können CDU/CSU-
regierte Länder, wie Baden-Württem-
berg und Bayern, ein ums andere Mal
Vorstöße zum Abbau von Steuersub-
ventionen mit der eigenen Bundesrats-
mehrheit scheitern lassen, obwohl das
mehrere hundert Millionen Euro an zu-
sätzlichen Einnahmen brin-
gen könnte?

Warum kann man sich
fortgesetzt der höheren
Besteuerung großer Erb-
schaften verweigern und
im gleichen Atemzug von
Straßenwärtern, Polizeibe-
amtInnen, Krankenschwes-
tern, LehrerInnen und Feu-
erwehrleuten Lohnverzicht
verlangen?

All das, Kolleginnen und
Kollegen, ist nicht nur nicht
überzeugend, es ist defini-
tiv der falsche Weg. Was
dabei rauskommt, das

Frank Bsirske im Gespräch mit Marita Rosenow
und Edmund MevissenFortsetzung nächste Seite
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kann man an dieser Plastik unserer
Kollegen aus dem KiTa-Bereich exzel-
lent sehen, da werden die Dinge näm-
lich auf den Kopf gestellt. Die mit den
stärksten Schultern belasten diejenigen
mit den schwachen Schultern bei der
Bewältigung der gesellschaftlichen Auf-
gaben. Da stimmt doch irgendwas
nicht, Kolleginnen und Kollegen.

Ich sage das auch und gerade vor
dem Hintergrund der Bremer Situation
und nach dem, was man aus der Dis-
kussion im Senat kennt. Bremen hat
die strikten Auflagen zur Aufgabenbe-
grenzung im Rahmen der Sanierungs-
zahlungen nicht nur eingehalten, son-
dern übererfüllt. Der zugelassene Aus-
gabenspielraum im Sanierungszeit-
raum 1994 bis 2003 wurde von Bremen
nur exakt zu einem Drittel ausge-
schöpft, 17 % des Personals abgebaut,
hunderte von Millionen eingespart und
dennoch konnte das strukturelle Haus-
haltsdefizit nicht beseitigt werden und
ist der Schuldenstand wieder gewach-
sen.

Das zeigt, es war und ist eine Illusi-
on, dass Bremen unter den gegebenen
Rahmenbedingungen aus eigener Kraft
einen verfassungskonformen Haushalt
erreichen kann. Weil dieses Land, Kol-
leginnen und Kollegen, ein Einnahme-
problem und kein Ausgabeproblem hat.

Und das ist ja eine Erkenntnis, die
mittlerweile selbst bei der Handelskam-
mer hier in Bremen angekommen ist,
der ich auch ausdrücklich zustimme,
wenn sie schreibt: „Die Erfolge der Sa-
nierungsstrategie sind nicht von der
Hand zu weisen. Sie werden allerdings
von der Steuerproblematik überlagert.“
Ja, so ist es. Seit Mitte der neunziger
Jahre gibt es hier in Bremen Jahr für
Jahr reales Wachstum, aber gleichzei-
tig rückläufige reale Steuereinnahmen.
Und bei dieser Erosion der Steuerein-
nahmen, bei dieser Art von Steuerpo-
litik schließt sich der Kreis. Wer eine
solche Politik betreibt, Kolleginnen und
Kollegen, der muss sich nicht wundern,

dass Haushaltsprobleme zu Lasten der
BürgerInnen, zu Lasten der Bewältig-
barkeit der gesellschaften Aufgaben
anschließend die Konsequenz sind.

Unser Land braucht Wachstumsim-
pulse, und es braucht mehr Beschäfti-
gung. Und dieses Land braucht einen
leistungsstarken und bürgerInnenori-
entierten öffentlichen Dienst, einen öf-
fentlichen Dienst, der sich in der Kon-
kurrenz mit privaten Anbietern bewährt
und behauptet, der seine Leistungsfä-
higkeit nachweist und verbessert. Das
liegt im Interesse der BürgerInnen und
der Beschäftigten.

Und deswegen, Kolleginnen und Kol-
legen, haben wir die Reform des Tarif-
rechts auch zu unserer Sache gemacht
und mit Bund und Kommunen grundle-
gende Neuerungen im Tarifrecht ver-
einbart. Ich will daran erinnern: Wir
haben das Tarifrecht vereinfacht und
durchschaubarer gemacht. Wir haben
zusätzliche Leistungselemente einge-
führt. Wir haben das Bezahlungssystem
durchlässiger gemacht, einheitliche Re-
geln für ArbeiterInnen und Angestellte
geschaffen. Wir haben den öffentlichen
Dienst für Jüngere attraktiver gemacht
und dafür gesorgt, dass Führungsposi-
tionen erst einmal auf Zeit vergeben
werden.

Das sind tiefgreifende Veränderun-
gen. Ich denke, dass hier tatsächlich
ein neues Kapitel aufgeschlagen wor-
den, ein neues Ufer erreicht worden
ist. Einigung ist möglich, Henning
Scherf! Gemeinsam mit Bund und Kom-
munen haben wir es vorgemacht. Jetzt
sind die Länder gefordert.
Das, denke ich, ist die Botschaft der
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes.
Das ist unsere Botschaft. Das ist die
Botschaft der Personalversammlung.

Ich bedanke mich für eure Aufmerk-
samkeit.

Frank Bsirske, Vorsitzender
Gewerkschaft ver.di

Fortsetzung von Seite 21

Die Plastik der KiTa Bremen stand neben dem
Rednerpult und machte allen deutlich, dass
„die Dinge auf den Kopf gestellt werden“.
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Kolleginnen und Kollegen der Bremer Kindertagesheime standen mit vielen
Transparenten am Eingang zur Personalversammlung Spalier

Lothar Schröder (2. v.r.), Konzernbetriebsratsvorsitzender der Gesundheit Nord gGmbh,
überbrachte der gemeinsamen Personalversammlung solidarische Grüße der Kolleginnen und
Kollegen der kommunalen Krankenhäuser

Für erstklassige musikalische Unterstützung sorgte die Samba-Gruppe „Confusao“ am Eingang
der Stadthalle vor der Personalversammlung und danach während des Demonstrationszuges
zum Marktplatz
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Resolution einstimmig beschlossen!Resolution einstimmig beschlossen!Resolution einstimmig beschlossen!Resolution einstimmig beschlossen!Resolution einstimmig beschlossen!

Unmittelbar nach der Rede von
Henning Scherf hatte Doris Hülsmeier
die Stimmung im Saal auf den Punkt
gebracht:

„Die Botschaft war deutlich. Es soll
weiterhin Sonderopfer für die Beschäf-
tigten in Bremen geben. Weiterhin sol-
len Einkommenskürzungen und Arbeits-
zeitverlängerungen für die Beschäftig-
ten in Bremen gelten. Und da kann
man das nicht richtig ernst nehmen
und nicht richtig glauben, wenn der
Bürgermeister sagt, dass er sich vor
die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes stellen will. Weil Wertschät-
zung und Anerkennung eben auch eine
materielle Note haben.“

Edmund Mevissen drückte es in sei-
nem Fazit zum Abschluss der Ver-
sammlung so aus: „Wir wollen, dass
Henning Scherf nicht nur versucht, zu
uns zu stehen, sondern er hat zu uns
zu stehen. Und wir halten nichts von ei-
nem Fenster, sondern wir halten viel
von einem Tarifvertrag, der für alle
gleiche Arbeits- und Einkommens-
verhältnisse schafft.“ Schließlich gelte

auch für Bremen der Verfassungsauf-
trag, gleiche Lebensverhältnisse in der
Bundesrepublik zu schaffen.

Weiter äußerte er die Erwartung,
„dass wir in der Folge mit dem Senat
ins Gespräch kommen. Den Eindruck
von dieser Veranstaltung sollte der Se-
nat erst auf sich wirken lassen und
dann mit uns zu einem Gespräch kom-
men, in dem wir unsere Interessen un-
terbringen können.“

Die wichtigsten Forderungen der Be-
schäftigten wurden in einer Entschlie-
ßung (siehe rechte Seite) zusammen-
gefasst, die verlesen und durch unge-
teilte Beifallsbekundung einstimmig be-
schlossen wurde.

Zum Ausklang der Veranstaltung
versammelte sich ein Großteil der
TeilnehmerInnen vor der Stadthalle,
um mit einem gemeinsamen Rückweg
zu den Dienststellen, der über den
Marktplatz führte, zusätzliche öffentli-
che Aufmerksamkeit für den Protest
und die Anliegen der Beschäftigten zu
gewinnen.

Burkhard Winsemann

Am Schluss der gemeinsamen Personalversammlung übergibt Edmund Mevissen die ein-
stimmig beschlossene Resolution dem Präsidenten des Senats
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Jetzt reicht es!
Mit massivem Personalabbau und ver-
ordneten Einschnitten bei den Einkom-
men behandelt der bremische Senat
uns Beschäftigte seit Jahren nur noch
abschätzig als Kostenfaktor - damit
muss Schluss sein!

Unsere guten öffentlichen Dienstleis-
tungen sind unverzichtbar für ein
lebenswertes Bremen - die gibt es
nicht zum Nulltarif!

Wir Beschäftigten erwarten vom
bremischen Senat, unserem Dienst-
herrn und Arbeitgeber, dass er uns An-
erkennung und Wertschätzung für un-
sere Arbeit entgegenbringt und dies
auch gegenüber der Öffentlichkeit ver-
mittelt.

Wir Beschäftigten fordern deshalb
und um die Gleichbehandlung der
Beschäftigtengruppen herzustellen die
Übernahme des Tarifvertrages öffentli-
cher Dienst auch für die Angestellten
und die wirkungsgleiche Übertragung
auf die Beamtinnen und Beamten. Wir
fordern die Rücknahme der Streichun-
gen bei Weihnachts- und Urlaubsgeld
und die Wiedereinführung der 38,5-
Stundenwoche für alle.

Der seit Jahren betriebene dramati-
sche Personalabbau ist bundesweit ein-
malig und hat zu Arbeitsverdichtung
und zu erheblichen Einschnitten bei den
Dienstleistungen für die Bürgerinnen
und Bürger geführt. Wir fordern den
Erhalt und Ausbau von Arbeitsplätzen
durch Neueinstellungen. Angesichts der
Überalterung muss ausreichend Nach-
wuchs ausgebildet und übernommen
werden. Altersteilzeit sollte diesem Ziel
dienen. Die Erhöhung der Lebens-
arbeitszeit ist der falsche Weg. Wir
sind gegen Ein-Euro-Arbeitsgelegen-
heiten, die tarifliche und sozial-
versicherungspflichtige Arbeitsverhält-
nisse verdrängen.

Wir wenden uns gegen immer
wieder aufkommende Drohungen mit
betriebsbedingten Entlassungen.

Entschließung der gemeinsamenEntschließung der gemeinsamenEntschließung der gemeinsamenEntschließung der gemeinsamenEntschließung der gemeinsamen
PersonalversammlungPersonalversammlungPersonalversammlungPersonalversammlungPersonalversammlung

Wir erwarten, dass die geltenden
Verabredungen für die Sicherheit unse-
rer Arbeitsplätze bestätigt werden.

Gute Arbeit erfordert angemessene
Arbeitsbedingungen. Wir fordern eine
bedarfsgerechte Personalausstattung
sowie wirksame Maßnahmen zur
Gesundheitsförderung am Arbeitsplatz.
Der massive Umbau des bremischen
öffentlichen Dienstes und die Auf-
rechterhaltung eines hochwertigen
Dienstleistungsangebotes erfordern gut
geschultes Personal. Die zentrale Aus-
und Fortbildung hat sich bewährt und
ist auszubauen.

Die Bremische Landesverfassung ge-
bietet die gleichberechtigte Mitbestim-
mung, um die Beschäftigteninteressen
wirksam einbringen zu können und zu
einer sachgerechten Aufgaben-
wahrnehmung beizutragen. Dazu gehö-
ren auch ungeschmälerte Arbeits-
möglichkeiten für die Interessen-
vertretungen.

Mitbestimmung und die direkte Be-
teiligung der Beschäftigten sind in einer
Zeit, in der vielfältige Umbrüche und
Veränderungen in den Verwaltungen
und Betrieben bewältigt werden müs-
sen, besonders wichtig.

Die Privatisierungen haben zu einem
unüberschaubaren Eigenleben, fehlen-
der Steuerung sowie Verlust von Kon-
trolle und Einfluss des Parlaments ge-
führt und kosten unnötiges Geld. Wir
fordern eine kritische Überprüfung bis-
heriger und den Verzicht auf weitere
Privatisierungen.

Wir sagen ganz deutlich: Die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes
sind nicht schuld an der Haushalts-
misere!

Wir fordern den Senat auf, im Sinne
von Einnahmeverbesserungen durch
mehr Steuergerechtigkeit und -ehr-
lichkeit initiativ zu werden.

Gute öffentliche Dienstleistungen
zum Wohle der Bürgerinnen und Bür-
ger haben ihren Preis!

Wertung und SchlussfolgerungWertung und SchlussfolgerungWertung und SchlussfolgerungWertung und SchlussfolgerungWertung und Schlussfolgerung
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